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8838 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Föderalismus 

über den Beschluss des Nationalrates vom 6. Dezember 2012 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Gehaltsgesetz 1956, das 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land- und forstwirtschaftliche Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetz, das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, das Bundes-
Gleichbehandlungsgesetz, das Pensionsgesetz 1965, das Bundestheaterpensionsgesetz, das 
Bundesbahn-Pensionsgesetz, das Ausschreibungsgesetz 1989, das Mutterschutzgesetz 
1979, das Väter-Karenzgesetz, das Bundes-Personalvertretungsgesetz, das 
Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984, das Auslandszulagen- und -hilfeleistungsgesetz, das 
Prüfungstaxengesetz – Schulen/Pädagogische Hochschulen, das Bundes-
Bedienstetenschutzgesetz und das Strafgesetzbuch geändert werden und das 
Karenzurlaubsgeldgesetz aufgehoben wird (Dienstrechts-Novelle 2012) 

Wer rechtskräftig wegen sexuellen Missbrauchs, Vergewaltigung oder einer anderen vorsätzlichen 
Sexualstraftat verurteilt wird, muss künftig den Bundesdienst verlassen. Mit der Verurteilung gilt das 
Dienstverhältnis automatisch als aufgelöst, und zwar unabhängig vom Strafausmaß. Auch für 
Verurteilungen wegen Quälens oder Vernachlässigens unmündiger und wehrloser Personen oder eines 
Gefangenen sowie wegen Folter gelten die gleichen Konsequenzen. Ein eigener Paragraph zur Ahndung 
von staatlicher Folter wurde in das Strafgesetzbuch (§ 312a) aufgenommen und dutzende 
Detailbestimmungen in 19 weiteren Gesetzen geändert. Deutlich erleichtert wird etwa die 
Inanspruchnahme des "Papamonats" im öffentlichen Dienst. 
Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in 
seiner Sitzung am 18. Dezember 2012 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Dr. Magnus Brunner. 
Gemäß § 30 Abs. 2 GO-BR wurde beschlossen, Bundesrat Marco Schreuder mit beratender Stimme an 
den Verhandlungen teilnehmen zu lassen. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde ebenfalls Bundesrat Dr. Magnus Brunner gewählt. 

Der Ausschuss für Verfassung und Föderalismus stellt nach Beratung der Vorlage am 18. Dezember 2012 
mit Stimmenmehrheit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben. 

Wien, 2012 12 18 

 Dr. Magnus Brunner Georg Keuschnigg 
 Berichterstatter Vorsitzender 
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